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REPUBLIK ÖSTERREICH 
BU N DESKANZL E RAt-iT 

A·1014 Wten. BalihGus::>'c,u 2 
TEl. {O 222) M 15,0 
S'lchbeorbeiter 

GZ 601 442/7-V/1/80 

Tätigkei t, soericht de s VerfassWlgs-­
gerichtshofes für das Jrulr 1979 

An den Herrn 
Präsj_denten des Nationalrates 

W i e n 

Y..!oppe Du'"Cnwohl 
Fer'1$chrclb-Nr. 1370-900 

Bttte In der Alltwort die 
Cescha[t�za"l dle�€� 

Schreibens anfuhren. 

Ich beehre mich, in der Anlage den Tätigke itsbericbt der: 

Verf'assungsgerichtshofcs für das Jahr 1979 dem Nationalrat 

gemäß § 21 Abs.1 des Geschäftsordnungsgese"Gzes 1975 vorzu­

legen. 

Dieser Tätigkeitsbericht wurde der Bundcsregierilllg in ihrer 
Sitzung am 12. August 1980 zur Kenntnis gebracht. 

Der Verfassungsgerichtshof weist in seinem Tät�gkeltsbe­

richt neuerlich auf die gestiegene Belastung hin� Die bishe::­
gefÜhrten Beratungen über dia Möglichke ite n  von legislative� 

Maßnar...men zu e ine r Entlastl;.D.g des Verfassungsgerichtshofes, 

in die auch der Verfassungsgerichtshof selbst eingeschaltet 

war� baben zur Ausarbeitung von Entwürfen zu eine� Novellie­
rtmg des Bundes-Verfassunssgesetzes und de3 Verfas3ungsge­
richtshofgesetzes 1953 geführt, die dem Na�ional�at als Re­
gierungsvorlagen z ugeleitet worden sjnd. 

Was die grage der Deckung des zt:.sätzlichen RaULltedarl'e E für­
die beiden Gerichtsh5fe des BffAntllcben Rechtes anlangt, ist 
fe stz1.lhalten , daß von den zustä:ld.igen Stellen des 3u.ndcs 
alle Mögl:Lchkpi ten aufgeg:l'iffen ?"erden, lJ:r::l das An].iegen nac.h 
Sehe ffung zusstzlicher Rälli'1e zu '.l."C teT'2tützD�. Jas 1.m l'ätig­
kei t s�ArictLt 8cy�annce lCOll..kr...re te I.Jroje k"ti kcnnt;e a.O<::l' u.!."lter �e­
dachtnabme elJl das Bestreben, baubehördlielle 2C'wie den_:.r�iJ.al­
pflegerische Gesichtspu..l1kce ei..lerseits ill:..d fU'1kti0nell:: s;:J7,;i2 
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wirtscbaftliche V \.u'aUS3etz ti..."'1gen ande rse ::. ts zu be�'ü.ck­

sichtigen, nicht weiter verfolgt werden. 

UntGr Ptulkt 11 seines Tätigkeitsberichtes weist der Ver­

fassungsgerichtshai darauf hin, daß die zur Durchführung 

des Arbeitllehmerscnutzgesetzes vorgesehenen 7erordn'2ngen 

im großen Bereich noch nicht erlassen worden sind, Bodaß 

für den Rechtsunterworfenen wegen. der Weitergeltung 

frilllerer, noch nicht angepaßter Vorschriften eine äußerst 
unübersichtliche Situation besteht) die ohne besondere 

Schwl�rigkei "teu beseitigt werden könnte � Dazu ist feEit.zu­
halten, daß im Zentral-Arbeitsin�pektorat beim Bundes�ini­
sterium für soziale Verwaltung inte�siv daran gearbeitet 
wird, durch eine Neugestaltung der einschlägigen Vor­
schriften die Ua.'1ÜbersichtJ.:tche Situation' zu bereinigen. 

Die En cwü:r-fe zu einer umfasseeden Neugestaltung werden in 
häufigen Sitzungen der A.rbeitnehmcrscbutzkon:mission er­

örtert, um so bald wie möglich die erforderlichen Recht­

setzungsakte vornehmen zu köp�en. 

Es sei schließlich darauf hingewiesen, daß der I'ätigkeits-' 

bericht erstmaJ.s ei.ne AufgJ.iederung \leI' Beschwerdefälle 

gemäß Art.144 B-VG nach .Art eier belar.gten Behörde und nach 

Sachgebieten enthält. Dies entsp:::-icht einer' .�regu:lg, die 
im Zuge der parlamentarischen 5ehandlung dp.s T&tigkeitsbe­

richtes 1978 gegeben und vom Bundeskanzleramt an den Vcr­
fassungsgerichtshof her��getrQgen wurde. 

L 

14.A1.lgust 1980 
Der den Bundeskanzler geruä3 
Art.69 Abs.2 B-VG vertretende 

Vizelcanzle�' : 

:1 
I 

, I 
I 

III-62 der Beilagen XV. GP - Bericht - 01 Hauptdokument (gescanntes Original)2 von 11

www.parlament.gv.at



" 

VERFA5SU NGSGEi{lCHTSHOF 
1010 W:EN, JUC'EN?lATZ 11, TEL 637791 

1 - Präs/BO 

13 e r i c 11 t 

über die Tätigkeit des Verfassungsgerichtshofes 

im Jahre 1979 

I . 1.) Der Verfassungsgerich�shof hat im Jah�e 1979 
.fünf Sessionen. abgehalten. Insgesamt wU.rde an 86 Tagen V8:-:­

handelt und beraten (1978 an 78 Tagen ) . Dariiberhinaus W8.ren im 
Berichtsjahr an 18 Tagen nichtöffentliche Sitzungen. Zur Rr­
ledigung der anfallenden Akten war es erforderlich, eine Zwi­
schensession einzuschal tell, und übeI'dies mußten mehr als bis­

her an nachmittagen von Yerhandlungstagen Sitzungen abgehalten 

werden. 

Im Berichtsjahr fielen 691 Rechtsfälle an .  494 Rechts­

fälle vrurdelJ endgül tig entschieden. Am Ende des Ja....'1res Haren 

1133 Fälle offen für 1980. 

Die folgende tlbersjcht macht die 3el�st�g des Ge­

�richtshofes klar: 

Jahr angefallen erledigt offen ::Lw 
Jahresende ---------

1976 665 550 568 

1977 736 449 855 
1978 835 766 9'-'.1. L-.-

1979 691 494 1133 
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2.) Der übersicht ist wegen des besonders starken 

Einlaufes der letzten Jahre und trotz einer sehr großen Zahl 
von Erledigungen, die bei unveranderten rechtlichen lilld per­

sonellen Voraussetzungen nur unter grüßten Anstrengungen E:r­

zielt werden konnte, ein Anstieg de r sm Jahresend e offenen Falle 
zu entnehmen. Der Gerichtshof w�r - so wie im Vorjar� - auch 
im Jahre 1979 m.it mehreren größ eren Pro2.essen belastet, de:::-en 

Erledig..l.ng t�ngewörmlich viel Zeit beanspruchte. Dazu kOL'lID.t, 

daß der Gerichtshof auch im Durchschnitt mj_t immer scln-rieri­

geren Rechtsfällen befaßt wi:::-d. Der große Umfang des Einlaufes 
ist auch im Jahre 1979 ·,'lieder auf die mit der B-VG-iIovellEJ 

Nr. 302/1975 zum 1. Ju�i 1976 erfolgte Erweiterung de� Zustan­
digkeiten des Verfassungsgerichtshofes zurückzuführen. Eine 

Entlastung des Verfassungsgerichtshofes durch geeignete ge­

set zgeberische l1aßnahmen ist daher im Interesse seiner Flli�­
tionsfähigkeit unbedingt erforderlich. 

3.) Während des Jahre s standen für die Bearbeitung 

der Fälle sieben ständige Referenten zur Verfügung. Jeder die­
ser Referenten hat im Jahre 1979 rund 70 Fälle zur Entschei­

dung gebracht . 

An Verwaltungspersonal st anden dem Verfassunssge-

�richtshof 33 Be d ienstete zur Verfug�ngj der Prasidialsekretär 

und weitere 10 Juristen, 16 Kanzlei- und Schrei"bkrafte SO'l'!ie 

6 Bedienstete in handwe rkli cher Verwendung, wie Reinigungs­

kräfte, Chauffeur und Drucker. 

4.) Sowohl der Verfassungsger1chtshof als auch Jer 
Verwaltungsgerichtshof finde n mit den i��en im Geb�ude der 
ehemaligen 3dhrnischsn Eof�anzlei, [:lien i., Ju'ier..p:i..a1:;z 11, zur 

Verfi,.;.gung stehenden Räumen nic"!:lt mehr das Aus}a:le?;en, 'tias o�im 
Varf3.ssungsgerichtshof !licllt zuletzt auf dj.e Verrrrehri.t:"lg der Z21'll 
der stä...'1J.1.gen ?efeT'2nten. un::l der Plans �ell e: n des Verwal tUTIespet'­
ö20na:i..s ZUI'u.cj,{zufuhren 1S1:;. 3e1:ie Ger1.ch�s!:o:te haben nem i3un�es­
Einisteri�m für Bau1:;en und �ec�r..i� �jt Schreibe� vom 30. �a�3 ·979 

I 
I 

'I 
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bzw. 27. rIa::.-z 1979 ihren zusätzlichen Rau.obedarf mitt;eteiJt. 

Die beiden Gerichtshöfe �aben in diesen Schreiben, orille den 

Dispositionen des Bautenrr:inisteriums vorzugreifen, das E:r-snchen 
gestellt, so bald als möglich für den Ankauf oder eie Aill�ietung 

eines geeigneten Objektes in der Nähe der Bör_mischen Hofka...YJ.zlei 

Sorge zu tragen. Ferner wurde der Hinweis gegeben, de.ß ein �ög­

licherweise geeigne�es Objekt bereits erkLmdet sei. Es handelt 
sich hie'oei um die beiden Grundstucke Jorda:2gasse 9 und Juden­

platz 2, die an das Gebäude Ju.denplatz 1 1  nahezu anschließen 

und im Eigentum der Firma KAWOG stehen. Auf Grund dj.E:ser Schrei­

ben ersuchte des Buneesministerium für Bauten und Tecrmik mit 

Schreiben von 9. April 1979, Zl. 6900026/2-I1/6/79, die Bu.n­

desgebäudeverwaltung I Wien, die aufgezeigten Möglicr��eiten zur 

Schaffung zusätzlicher Büror&t�e für die beiden Gerichtshofe 

eingehend zu prüfen und allenfalls Ankaufsverhandlungen be­

treffend die genannte Liegenschaft einzuleiten. Hiebei sollte 

im engsten Einvernehmen mit den beiden Gerichtshöfen vorgeg8�gen 

werden, weil nur diese die Eignung der Objekte für i:b..ren Bedarf 

verläßlich beurteilen können. :Das Bundesministerium fur Bauten 

und Technik wies hiebei auf die Dringlichkei� der Erledigung 
hin. Unterdessen zeichnet sich unter teilv.,reiser Verwenä.ung die­

Iser Liegenschaft eine Lösung ab, mit der die Raumdisposition der 

beiden Geri8htshöfe auf den genanrl ten Grundstucken allenfal12 

befriedigt werden könnte, wobei der historisch we�tvolle �estand 

erhal ten \verden könnte. 

Der Verfassungsgerichtsb.of ersucht dahe::- d:"e Bt;..ndes·· 

regierung an dieser Stelle, seln An�iegen um Sc�affung ZU2���­
lichen Raumbedarfs zu unterstützen. 

11. Die ErfQhru�ge� während des Jahres 1979 geben Z� f�l-
gender Be:nerk<lng Anlaß: 

B . B .... � .. ., 1 G 1 0 ,. /7 ,..., G � .� - 9 Ar A \.7 1 6 ,el eravung 'J..er �·a..L e 0 C, - )), ') , L�,). <.1..,." 4- , 

48, 50/79 (Pri.Ll��l.ng der Yerfas,3ungsmaßilkei t '70:::1 Bcstinllnun,;en de� 
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§§ 31 und 33 des Bundesgesetzes vom 30. Mai 1972 uber de� 
Schutz dc:.s Lebens, d�r Gesundheit und der Sittlichkeit der 

Arbeitnehmer - Arbeitnehmerschutzgesetz, BGB1.N�. 234/1972, 9:.lf 
Antrag des Verwal tungsgerichtshofes und yon Amts \legen ) 'tlUrde 

festgestellt, daB die im Arbeitnerilllerschutzgesetz zu seiner 

DurchfUhrung vorgesehene Erlassung von Verordnungen in gro3ew 

Bereich noch nicht erfolgt ist, sodaB für de� Rech�sunterwo=­

fenen wegen der Weitergeltung früherer, daraufhin noch nicht 

angepaBter Vorschriften,eine äußerst unübersichtliche Situation 

besteht, die ohne besondere Schwierigkeiten beseitig� werden 

kön..'1te 0 

Wien, am 25. Janner 1980 

Der Präsident: 

Dr. M e 1 i c h a r 
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· -, 
Verfassun�sgerichtshof 

T ab e ll e  

tiber den Anfall und die Erledigung der Recht.ssachen 

im Jahre 1979 

I Kla- Kompetenzent- Ver-
gen scheidungen ord-
nach nach nungs-

�;t7· Art. Art. j38 IPfTÜ-.; 126 ::i ung 
a Abs.1 Abs.2 nach 

Art. 
13-9. 

ut:- �;ab 1- �'lCJ.Il-rAn- !B��---! ---7.. u:-­
set- an- dats- Ikla_ !SChwer- j san'1len 
zes- fech- ver- gen den 
pni- tung lust nach !nach I ,fung nach Art. Art. I In ach Art. ' 141 142 1 Lk 4. 

I 
Art. und 
140 143 

aus 1974 - - .
- - - _ - - - 1 1 

offen 1 -----;-----+---+---i----+-----+----r---..:..-----f--+--- -­

I 
offen 

I _ I 
_a_u_s_1_ 9_7_5-+_-__ . .;-_-_+-_-_-1--_-_-+-_-_--+_1_-+-__ ..:...._-_�__;---_t-:--L��_, 
offen I I I �-

_a_u_s __ 1_9_7_6� --2--+_ __ --+_--1 --r_----�--9--.�_--.2--�I-----_+I -----_+----___ �-1_1_2_�_L �� 
offen 
aus 1977 

offen 
aus 1978 

neu -
angefal­
len 1979 

erle·jigt 
1979 

2 

6 

9 

5 

1 

2 

1 

2 

2 

4 

I1 279 :316 

-"') 11L öff"Jntl.Sitz11ng 
in nö. Si t l.ung 

n"'­
", .. -; 
" .... (' :.;.�l 

bitte wen.denl 

, , ( 
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1) Davon en t fall en 5 auf Individualanträge .  

2) Davon en�fallen 5 auf Individualan-:rage. 

3) Davon entfallen 14 auf Individ�alanträge. 

4) Davon 'fiU.rden 2 Individualanträge mit Zuruckttleisang erledig-r. 

5) Davon entfallen 12 auf Individualan�räge .  

6) Davon entfalle n 2 auf Individualanträge. 

7) Davon entfallen 5 auf IndiVidualanträge. 

8) Davon entfallen 24 auf Individual��träge. 

9) Davon wurden 6 Inc'ii vidual 8.J."'l:cräga mit Zurückwet sung, 

ein Individualantrag mit Einstellung erledi.gt. 

10) Davon entfallen 1 7  auf Individualanträge. 

11) Davon entfallen 39 auf Beschwerde n gegen in Ausübung 
unmittelbarer hehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
gesetzte Venral tungsakte. 

12) Davon \'iUrden 10 Bes chwe rden gegen in Ausübung ll..:.'1mi ttel� 
barer behördlicher Befehls- und Zwangsgewalt gesetzte 
Verwal�ungsakte mit stattgebung, 8 Beschwe rde n mit Ab­
weisung, '6 Besc�werden mi"t Zurüc}C'\'lcisung und 4 Beschwerden 
mit Einstellung erledigt . 

13) Davon entfallen 48 auf Be schwerden gegen in Av"sUoU,Tlß 
unmittelbarer behördlicher -Befehls- und Zwangsgewalt 
gesetzte VerwalttL'1gsa1:te. 

** ) Von diesen B eschwerden richten sich u.a. 235 gegen BunJes­
behörden und 100 gagen Landesbeilörden. 

Von den Beschwerden gegen Bescheide von Orga�en der Bundes­
verwaltung ric�ten sich u.a. 

1 gegen den Bundeskanzler 

1 ft u EH .:- Ausv:3.rtige Angelegen..'1ei ten - . 

7 " 11 _11_ Bau-cen und Technik 

3 " 11 _11- Finanzen 
3 11 11 _"_ Gesundheit und iJmv.rel tschutz 

1 11 " _11- Handel, Gewerbe und Industrie 
63 11 11 _11- 1!ln8:-es (einschl.ZivildienstKom�issjon 1) cd 

I , 
·1 
: 

I '  ,I I 

:1 
\ 

12 !I I! �:1_ Justiz Sicherhaitdt�h6rd� 
I 1 1 � II 11 - " - Land- une .. Pors tw:Lrts chaft 1 
I 

4 11 tf _"_ IlandesveTte id ig'J.:::G 
15 11 ,. _n_ soz�ale Ver't.ral tune 

2 H " _11_ Un t'Jrrich t und t' .. ur.1.S-C 
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7 gegen den m.r f. Verkem 

3 f1 " _"- \"ir:; senschaft und Forschung 
76 11 die Finanzlandesdirektione� 

4 11 das Patentamt 

" den LH v. Burgenland 

1 11 11 _ 11 - Kärnten 

1 11 " -"- Niederösterreich 

3 11 11 _ 11 - Oberösterreich 
1 11 11 _ If _ Salzburg 

2 11 11 _ .. ..... Ste iermark 
11 -11 -"- Tirol 

5 " 11 _ " _ Vorarlberg 

5 " " -"- Wien 

Von den Beschwerden gegen Bescheide von Organen der Landesb� 
verwaltung richten sich u.a. 

6 gegen die Burgenländische Landesregierung 

1 11 

17 11 

8 " 

3 " 

6 11 

21 " 
22 Ii 

16 11 

" 
11 

" 
11 

11 

11 

11 

11 

Kärntner Landesregierung 

Niederösterreichische Landesregierung 
Oberösterreichische Landesregierung� 

Salzburger Landesregierung 

Steiermärkische Lande�regierung 

Tiroler Landesregierung 

Vorarlberger Landesregierung 

Wiener Landesregierung 

Die erledigten Beschwerdefälle verteilen sich auf folgende 
Verwaltungsbereiche: 

Baurecht: 1 6  

Bodenreform: 15 
Bundesabgabenrecht: 76 
Die nstrecht : 13 
Fremdenpolizei: 5 

Fremdenverkehr: 1 
Geoeindeabgaben: 7 
Gewe=berec:-:tt: 8 

Grundverkenr: 8 

Jagdrecht: 2 
Justizverwaltung� 6 
Kraftfahrrecht: 6 
Kriegsopferversorgung: 2 
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La ndesabgaben: 9 

- 4 -

Landwirtschaft: 1 
Luftfahrtrecht: 2 
lTaturschutz: 3 
Patentrecht: 4 

Polizeirecht: 5 1  
Qualitätsklassengesetz: T 
Rundfunkrecht: 3 
Sanitätsrecht: 5 
Schiffahrtsrecht: 1 
Schulrec ht: 5 
Sozialversicherungsrecht: 15 
�trafvollzug: 5 
Straßenpolizei: 10 
Straßenrecht : 11 
Vereinsrecht: 1 
Versammlungsrecht: 5 
Veterinärrecht: 2 
\'lahlre cht: 1 
vlasserrecht: 8 
Wehrrecht: 1 
Zivildienstgesetz: 24 

, '] ': 
I 
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Vernlogel1srechtJ 1-
che ß�srruche nach 
Art.n7 B-VG (A) 

Meinun�sver3chie­
denheiten mtt dem 
Rechnur.gshof nach 
Art.126a B-VG 
(K R) 
KompetPnzkonflikte 

an- an- an­
hau- hhn- han­
gig gig gig 
aUf> ans aus 
1974 1975 1976 

2 

nach Art. 138 - 1 
Ab s. 1 B- VG (K I) 

Kempetenzfeststel-
lur.gen nach Art, -
138 Abs, 2 B-VG (K IJ) 

Prufungen von Ver­
ordnungen nach 
Art. 139 B_VG (V) 

Prllfung von Ge­
setzen nach Art. 
140 B-VG (G) 

Wahlanfechtung 
nach Art. 141 B-VG 
(W 1) 

An trage au f Man­
datsverluste narh 
At t. 141 B- VG (w II) 
Anklagen gE'gen 
obers te Organe de s 
Bundes und der Lell 
desverwaltung nach 
Art. 142 und 143 
B-VG (E) 

Bescln.erden nach 
Art. 14 4 B-VC (B) 

9 

1 2 

1 2 112 

1 979 

an- F'/nea VeI'- offen 1::---;;--
han-,han- an- ellcdlgt wurden in 1ah- oder 31.12. -.. 
gIg gig Ige- ren l10c1' 197<) 
uUS aus lal- ------------.------·---- un- r,icht in<;<;e-. 
1977 1978 len dfftl.Si�zung nd.Sitzun� ter- V&l- sa�t 

11979 bro- hand- en-
I----r----:----:r----r--.�--_f (iHm lUllg c:_ hang l!," 

2 6 9 

I 
_I 1 

1 2 

4 

21 25 55 

32 62 

, 2 11 

statt- ab- I2.U- statt- ab- zu- we- rlöl f 
gegc- ge- ruck- gege- ge- rUck- Igen 
ben Wle- ge_ ben wie- gc- Gus. 

ser. 

1 

46 1 

28 13 

1 J I 

w1e­
!ten 
oder 
eln­

ge­
stellt 

2 

Sen 

I -
I 

Wl.e­
�cn 
oder 
ein­
ge­
stell t 

2 

12 

19 

5 

Od",r
j Vdg. rru-I 

fung 
oder 
ver­

tagt 

5 

I - I I 
I 

- I 

I 

14 

1 

2 

47 

5 

14 

it· --

2 

}19 , 

48 

I 
279i 42J 549 55 57 4 I 25 105 109 60 I 950 I 1019 

I I1 I Beschwerden wegen 1 1 I Völkerrecbts· .... er- j' I I � letzung nach I L I ' 
Art. 145 B-VG (EVe - - - -I - - - - I - I -

� +-1 --l----l_4-1 --1-.-----"-�-�-- -_�. +--+--
I 1 I j I 1��':'16.L.11':l0! 6911 132 l 751 8 I �:; 110=-114'j I 671���J_.�; j; 
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